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Drucksache IY/2707 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Besold, Strauß, Wagner, Dr. Elbrächter 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Postverwaltungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Postverwaltungsgesetz vom 24. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Zuständigkeit auf dem Gebiet 
des Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 705), wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Beschlüsse des Verwaltungsrates 

(1) Ist der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen der Auffassung, daß durch 
einen Beschluß des Verwaltungsrates wichtige 
Interessen der Allgemeinheit, der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder der Deutschen Bundespost 
gefährdet werden, so macht er dem Verwaltungs- 
rat hiervon mit einer schriftlichen Begründung 
Mitteilung. In diesem Fall hat der Verwaltungs- 
rat binnen Monatsfrist, gerechnet von der Mit- 
teilung an, erneut zu beschließen. Hält der Ver- 
waltungsrat seinen Beschluß aufrecht, so kann 
der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
den vom Verwaltungsrat schriftlich zu begrün- 
denden Beschluß der Bundesregierung vorlegen, 
die innerhalb einer Frist von sechs Wochen, ge- 
rechnet von der Mitteilung des erneuten Be- 
schlusses des Verwaltungsrates an den Bundes- 
minister für das Post- und Fernmeldewesen an, 
Stellung zu nehmen hat. 


(2) Schließt sich die Bundesregierung der Auf- 
fassung des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen an und macht sie dem Verwal- 
tungsrat innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
hiervon Mitteilung, so wird der Beschluß des 
Verwaltungsrates nicht wirksam. Dabei kann sie 
dem Verwaltungsrat vermittelnde Empfehlungen 
für die erneute Beschlußfassung geben, die inner- 
halb einer Frist von vier Wochen zu erfolgen 
hat. Billigt die Bundesregierung die Auffassung 
des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen nicht, so wird der Beschluß des Ver- 
waltungsrates mit einer entsprechenden Mittei- 
lung an den Verwaltungsrat wirksam. 

(3) Gefährdet auch der erneute Beschluß des 
Verwaltungsrates (Absatz 2 Satz 2) nach Auffas- 
sung des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen wichtige Interessen der Allgemein- 
heit, der Bundesrepublik Deutschland oder der 
Deutschen Bundespost, so entscheidet die Bun- 
desregierung innerhalb einer Frist von zwei Wo- 
chen." 

2. In § 15 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Bundeskasse" die Worte „außer in den Fällen 
der §§ 15 a und 15 b" eingefügt. 


3. Nach § 15 werden folgende §§ 15 a und 15 b ein- 
gefügt; 

„ § 15a 

Ausgleichspflicht des Bundes 

(1) Kann eine zur Deckung der Ausgaben der 
Deutschen Bundespost erforderliche Gebühren- 
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maßnahme aus Gründen des allgemeinen Wohls 
nicht durchgeführt werden, so gewährt der Bund 
der Deutschen Bundespost einen entsprechenden 
Ausgleich. Das gleiche gilt, wenn eine aus Grün- 
den des allgemeinen Wohls erforderliche Gebüh- 
renmaßnahme dazu führt, daß die Ausgaben der 
Deutschen Bundespost nicht gedeckt werden. 

(2) Die Ausgleichspflicht entfällt, wenn und 
soweit die Deutsche Bundespost am Ende des 
Rechnungsjahres einen Gewinn (§ 20) erzielt hat. 

(3) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen und der Bundesminister der Finan- 
zen können gemeinsame Richtlinien für die Er- 
mittlung des Ausgleichs nach Absatz 1 aufstellen. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob und in welcher Höhe ein Ausgleich zu ge- 
währen ist, entscheidet die Bundesregierung auf 
Antrag des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen auf Grund eines Gutachtens von 
wirtschaftserfahrenen und unabhängigen Sach- 
verständigen, die die Bundesregierung bestellt. 


§ 15 b 

Politische Lasten 

(1) Der Bund hat ferner der Deutschen Bundes- 
post einen Ausgleich zu gewähren für laufende 
Einnahmeausfälle oder Ausgabenvermehrungen, 
die durch in der Vergangenheit liegende politisch 
bedingte Maßnahmen verursacht sind. 

(2) über den Kreis der ausgleichspflichtigen 
Postiasten und über die Höhe des zu gewähren- 
den Ausgleichs entscheidet die Bundesregierung." 


4. § 20 erhält folgende Fassung: 

»§ 20 

Rücklagen, Gewinnverwendung 
und Ablieferungspflicht, Verlustdeckung 

(1) Zur Deckung von Fehlbeträgen ist aus dem 
Gewinn eine Rücklage von 500 Millionen Deut- 
sche Mark zu bilden (gesetzliche Rücklage). Sie 
ist nach Inanspruchnahme wieder aufzufüllen. 
Im übrigen darf die Deutsche Bundespost Rück- 
lagen für andere Zwecke nur mit Einwilligung 
des Bundesministers der Finanzen bilden. Das 
Rücklagenkapital ist zweckentsprechend zu ver- 
wenden. 

(2) 50 vom Hundert des nach Bildung der 
Rücklagen verbleibenden Gewinns sind an den 
Bund abzuliefern. 

(3) Der Gewinnrest ist zur Verminderung des 
Kreditbedarfs oder zur Schuldentilgung zu ver- 
wenden. 

(4) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen macht im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen Vorschläge über 
die Verwendung des Gewinns oder die Deckung 
eines Verlustes. Bei Meinungsverschiedenheiten 
entscheidet die Bundesregierung." 

5. § 21 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 6. November 1964 
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